
Bayerns Finanzen
Solide — seriös — sicher

Bayerisches Staatsministerium
 der Finanzen

Bayern ist bei den Staatsfinanzen Vorbild in Deutschland 
und ganz Europa. Nur solide Finanzen sichern nachhal-
tigen Erfolg. Mit dem Einstieg in den Schuldenabbau 
bis zum Jahr 2030 setzt der Freistaat Bayern seit 2012 
finanzpolitische Maßstäbe. Andere Länder machen 
Schulden, wir tilgen. Wir halten zudem hohe Rücklagen 
und sorgen so für Haushaltsrisiken vor.

In anderen Ländern engen hohe Zinsausgaben die Spiel-
räume ein. Der Freistaat dagegen kann gezielt Schwer-
punkte in den zentralen Zukunftsbereichen Familie, 
Bildung, Innovation und zur Stärkung des ländlichen 
Raums setzen. Wir übernehmen damit Verantwortung 
für die nachfolgenden Generationen und schaffen eine 
stabile Basis für unsere Kinder.

Dr. Markus Söder, MdL 	 Franz Josef Pschierer, MdL
Staatsminister	 Staatssekretär 

Schlösserland Bayern 

Die Schlösser und Burgen der Bayerischen Schlösser-
verwaltung sind lebende Zeugnisse der langen baye-
rischen Geschichte. Sie schaffen ein hohes Maß an 
Identität und tragen zur Einmaligkeit Bayerns bei. Das 
bayerische Kulturerbe gilt es lebendig zu erhalten. 

Insgesamt sind im Doppelhaushalt 2013/2014 Mittel 
in Höhe von etwa 200 Millionen Euro für die Schlösser-
verwaltung vorgesehen. Bis zum Jahr 2017 sollen min-
destens 132 Millionen Euro für Baumaßnahmen an 
den Schlössern investiert werden. 

Mit jährlich 450.000 Besuchern zählt das Schloss Lin-
derhof zu den Besuchermagneten der Bayerischen 
Schlösserverwaltung. Deshalb investiert der Freistaat 
dort in den nächsten Jahren 34 Millionen Euro. Auch in 
die Kaiserburg Nürnberg fließen 16 Mio. Euro für um-
fangreiche Sanierungs- und Ausbaumaßnahmen.

Geschichte zum Anfassen verspricht das Jahr der Baye-
rischen Schlösser und Burgen. In mehreren Schlössern 
und Burgen findet dazu jeweils ein Veranstaltungstag im 
Jahr 2013 statt.



Rekordniveau bei den Leistungen
an die Kommunen

Der Freistaat ist ein fairer Partner der bayerischen Kom-
munen. Die Kommunen erhalten in 2013 vom Staat 
insgesamt 11,8 Milliarden Euro. Damit geht jeder 
vierte Euro der Staatsausgaben an die Kommunen. 

7,8 Milliarden Euro bekommen die Kommunen allein aus 
dem kommunalen Finanzausgleich — das ist ein absoluter 
Rekord, so viel wie nie zuvor. Starke Zuwächse sind vor 
allem bei den Investitionsfördermitteln vorgesehen: für den 
Bau von kommunalen Schulen und Kindertagesstätten 
(+9 Prozent), für Straßenbau und -unterhalt (+13 Prozent) 
und für Krankenhausbau und –ausstattung (+16 Prozent). 

Solide Haushalte der Kommunen sind das beste Fun-
dament für Investitionsstärke und effektive Aufgaben-
wahrnehmung vor Ort. Der Freistaat unterstützt mit  
mehrjährigen Stabilisierungshilfen strukturschwache 
Kommunen bei der Konsolidierung ihrer Finanzen. Für 
Stabilisierungshilfen und Bedarfszuweisungen stehen 
in diesem Jahr mit 100 Millionen Euro vier Mal so viele 
Mittel wie im Vorjahr zur Verfügung. 
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Bereinigtes Ausgabevolumen in der bundeseinheitlichen Abgrenzung des Finanzplanungsrates.

Schuldenfrei bis 2030 

Bayern setzt Maßstäbe bei solider Haushaltspolitik. 
Bayern tilgt in nur drei Jahren insgesamt 2,54 Milli-
arden Euro Schulden. Das sind rund 11 Prozent der 
Schulden im allgemeinen Haushalt. Diese Tilgungsleis-
tung spart dauerhaft Zins und Zinseszins. Schon jetzt 
hat Bayern bundesweit die niedrigste Verschuldung 
pro Einwohner. Die Investitionsquote liegt im Jahr 2013 
deutlich über 12 Prozent. Der Schuldenabbau dient auch 
der Vorsorge für die Beamtenpensionen. Der Freistaat 
hält zudem hohe Rücklagen. Das ist nachhaltige und 
generationengerechte Haushaltspolitik. 
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Länderfinanzausgleich muss gerecht werden

Der Länderfinanzausgleich ist aus dem Ruder gelaufen 
und extrem reformbedürftig. Im Jahr 2012 zahlten drei 
Geberländer für 13 Nehmerländer. Bayern finanziert 
inzwischen rund die Hälfte des Länderfinanzaus-
gleichs: 3,9 Milliarden Euro für 2012. Für 2013/14 sind 
es sogar 8 Milliarden Euro. Damit zahlt der Freistaat in nur 
einem Jahr mehr, als er seit 1950 insgesamt erhalten hat.

Dazu kommen massive Fehlanreize des Ausgleichs-
systems. So wird Leistung nur unzureichend belohnt. 
Diese Ungerechtigkeiten müssen umgehend beseitigt 
werden. Daher klagen Bayern und Hessen nun vor dem 
Bundesverfassungsgericht. 




